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83. Sitzung der cVnMturrerrden BersüMMlsrAg

vom 23.Oktober1848.

PräsidentGrabow eröffnet die Sitzung um 9^Uhr. Die

Abg.Schwieger, Kaiser, Meye'r und Ianfing erhalten

Urlaub. DerAbg.Scholz (Schönau) legtseinMandat nieder.

DieVerhandlung über Art. 1.des ersten Titels derVerfaffungs-

urkunde w ird fortgesetzt. Die Debatte wendet sich ausschließlich

üm das Verhältniß Polens zum preußischen Staate. Minister

Eichm ann; Die Regierung hat das Interesse des preußischen

siehat seineGröße und Wohlfahrt wahrzunehmen; eben

, cerrs sie mit den inFrankfurtübernommenenVerpflichtungen,

wie mitden denPolen ertheilten Verheißungen nicht in Wider

spruch gerathen. Sie stehtauf völlig gleicherLinie m itdieserVer

sammlung und spricht sich ohne allenRückhaltund Vorbehaltaus.

Es giebtaufdiesem Gebiete keine diplomatischen Geheimnisse, die

Aktenstücke liegen vor, Alles ist offenkundig. Was die Verträge

von 1815 zunächstbetrifft, so ist hier wiederholt anerkannt wor

den, daß 1815 nichtdieRede von einerbesondern staatlichen Ein

heitdesGroßherzogthums war, ja nicht einmal vok einer admi

nistrativen. DerCulmer und MichelauerKreis wurden aus ad

ministrativen Gründen an Westpreußen gewiesen, und eben so da

gegen einTheilWestpreußens zu Posen geschlagen. Es ist auch

M t möglich hei 1815 stehen zu bleiben, die Verheißungen

und Verhandlungen mit Deutschen und Polet, in diesem Jahre

zu ignöriren. DasResultat war die Ueberweisung eweS Thei

les des Großberzogthumes an das deutsche Reich, und die

rem übrigen Theile vorvehaltene Organisation. Die Verhand

lungen des Bundestages und die Beschlüsse der frankfurter

Nationalversammlung hierüber sind völkerrechtliche Akte, an de

ren Gültigkeit kein Zweifel sein kann, obgleich IhreVersamm

lung nicht an denhierzu führenden Schritten Theil nehmenkonnte

veilsie im April und Anfang Mai noch nichtzusammengetreten

Var. — Es kann nicht davondieRedefein, daßSie m itfrank

furter Beschlüssen in Widerspruch treten wollten;dasinnigsteBe-

lvußtsein derdeutschenEinheitwird Sie hiervonfern halten. Aber

einigedereingebrachtenAmendementsdroheneinensolchenWiderspruch

- ervorzurufen. NachdeminFrankfurt ebenvorgelegtenVerfüffUNgs-

ntwurfistanzunehmen,daßman m itnichtdeutschenLändern nurPer-

onaluNion zulassenwird. Eswird jetztdort gradeüberdiesenPunkt

- erhandelt, und so istsogleichhieraufRücksichtzunehmen, damrtwir

nicht später in denFall einerAbänderung kommen, um unsereVer

fassung der deutschen conforM zu machen. Die Regierung em

pfiehlt also den ursprünglichenEntwurfmitdeck, Amendement von

Auerswalds. (Bewegung.) Es handeltsichücktheureInteres

sen des großen deutschenVaterlandes, und sie werdenIhrerPflicht

gegen dasselbe eingedenk sein. Diesistsehrwohl,zu vereinigen mit

derunsern polnischen Brüdern schuldigen Gerechtigkeit und B illig 

keit. Hartm ann für dieAmendements von Auerswald und

G eßler. So erfordertesdieUebereinstimmung mitFrankfurt. Die

VerfassungistnurfürdasdeutschePreußen, unddiepolnischenAbg.

habenhiernichtmitzutagen.P loennis:dieheuteverhandelteFrüge

istVielleichtdiegrößtebisherhiererörterte,dennstehatunserVerhält

niß zuDeutschlandinsKlarezustellen,jastefalltmitderdeutschenFrage

ganz zusammen Art.1 . derin FrankfurtbeschlossenenVerfassung

entscheidet die Frage derTrennung der deutschen und polnischen

Landestheile, und behält nur die genauerenGrenzbestimmungen

vor. WenndieserBeschluß denBestandDeutschlandsfestsetzt,soll

Preußen andersbestehen? Ich sage nein. WennPreußen seine

Mission erfüllen soll, so kann es dieß nur als reindeutscherStaat.

Wernichtmt uns zuDeutschland stehenkann, derkann auch nicht

zuPreußen stehen. Es ist unsrerSeite zum Vorwurfgemachtwor

den, daß wirin derdeutschenFrage wederfür den Antrag von

Jcicöby noch fürden von Rodbertüs gestimmthaben Diese An

träge betrafenbloße Erklärungen, dieh,er gegeben werden sollten

und gegen die ich m ich stets aussprechen werde. Heute handelt es

sich aberdarum, zu entscheiden, ob derpreußische Staat organische

Bestandtheile haben soll, welche nicht deutsch sind. Es ist aller

dings hervorgehoben, wie kleinder abgetrenntepolnischeLandestheil

sein werde. Aberist das unsre Schuld? Könnrn wir mehrgeben

als wirhaben? Sei aberdasLoos diesesGebiets auch nichtbe-

neidenswerth, wir stehen gegenüberderNothwendigkeit. W ir sind

16 Millionen Preußen, welcheDeutsche sind und bleiben wollen;

vollen 300,000 nicht, so 'können ste nichtverlangen, uns Von dem

Wege zu verdrängen, den uns die Pflicht zeigt. (Bravo rechts.)

v. Kuepfer erklärt sich ebenfallsfürdasAmendementv.Auers-

VLlds. Posen existirt bereits nichtmehr als staatsrechtlichesGan

zes. AufdenAntrag sämmtlicherdeutscherAbg.derProvinz, auf

stürmische Petitionen derUrwählerder westlichenLandestheile hat

sie preußische Regierung die Wfnahme derdeutschenLandÄtheile

ln den deutschen Bund nachgesucht und derBund hatdieseAuf

nahme vollzögen. Abgeordnete aus Posen sitzen bereits in der

FrankfurterNationalversammlung und so istAlles schon vollendete

Matsache. Dem polnischen Theile bleibtdieVerheißungderReor

ganisation, den Polen auf deutschem Gebiete dieallenfremden

Nationalitäten gegebeneZusicherung. Mitdem polnischen Theile

bleibt nur eine Personalunion m öglich, und dieseVersammlung

hat chm kerneVerfassung und keineGesetze zu gehen, v.Lisrecki

zeigtan,Laßihm noch gestern einePetltwn mit4M Unterschrif

ten gegen di? T emarcatronslinie zugegangen sei. Richter(Kano

nikus) fürdas AmestdementBrödowsk?s. ErnMinisterium,

welchesdie Revolution nichtanerkannte, hatdennoch an dasPrin

zip derNationalitäten appellrrt undPosendarnach zu theilen vor

gegeben. Dieß Prinzip ist völlig falsch angewendet worden. Nach

den von germanisirenden Beamten willkührlrch zusammengestell

ten Berichten wären freilich 500,W Deutschein Posen und nur

700.000 Polen. Dagegen hatderErzbischofv. Przyluski eine

W üe Liste gegeben, nach WelchersichdieZahlderPolen auf

800.000 belauft. Dre pylckschen und deutschen Katholiken betra

gen zusammen 900,000 Seelen. Es bleiben also nur 300,000

Akätholiken und Juden, und rechnetmandieBeamten und andere

wanderndeFamilien ab. nichtvielüber200,000 DeutscheUndJu

den. (Geräusch zur Rechten.) In Frankfurt hat man so nach

ganzfalschen, von der preußischen Regierung eingeschickten M ate

rialien entschieden; man w ird den Beschluß ändern, wennman bes

sere erhält. DerRednerkommt nun aufdie seit1815 versuchte

Germanrsitung desKulmer u ttd MichelauerLandes, das damals

zu Westpreußen geschlagen sei;erführthierfür mehrere Beispiele

an, besonders von deckKulmerGymnasium. Er fei vielleichtder

Einzige, derfür diepolnische Bevölkerung jenesLandestheileshier

dieStimme erhebe Diese Bevölkerung werde niemals deutsch

werden, aber ste werde ein vortrefflicher Nachbar sein Und die

Deutschen aufdenHänden trägen, wenn ste gerecht feien. Dies

sage er als Deutscher im Interesse Deutschlands. Schade-

brodt bemerkt hiergegen, daß dieser Landestheil altes Gebiet

desdeutschenOrdens, und erst 1466 von denPolen erobert sei.

ManWöge auf diese Jahreszahl, nicht immer auf 1772 zu

rückgehen. Petersen bezeugt, daß Kulm eine rem deutsche

Stadtsei. Geßlergreift die angeführte Statistik des Erzbi

schofs y.P rzyluski an. Erführt einSendschreiben desselben

vom 21.April an,worin er die, welchePetitionen für denAnschluß

an Deutschlandbefördern, als Feinde derKirche bezeichnet. So

stellen die Edelleute in den Ortschaften stets an dieLandbewohner

dieFrage, ob sie polnisch, d H.katholisch bleiben, oderdeutsch,

d.h . evangelisch werden wollen? DieseVermischung!des religiösen

Elements m it deck nationalen wirkt allein aufdieMassen,und sie

erklären in so aufgenommenenListen und Petitionen sichfürpol

nisch. BauerprowftirtgegendieVerdächtigungderBeamten, äls

ob sie verfälschte Liften eingesendet hättest. W olf erinnert, daß

Westpreußen schon dm 11.April 1848 auf dett ausdrücklichen

Wunsch seiner gesetzlichen Vertreter in den deutschen Bund

aufgenommen worden sei. RichterstellteinAmendement,wornach

auch diepolnischen Theile Westpreußens an best nationalen Insti

tutionenPosensTheil nehmen sollen. HeiterkeitzurRechten undim

Centrum. Es findet nur schwache Unterstützung. Seger:Posen

erscheint nirgendsalsstaatsrechtlichesGanzes,und essinddenPolen

nur nationale, nichtpolitische Rechte verheißen. DiePolenklagen

überVerdrängung, aber ste zogen sich freiwillig überall von öffent

lichenAemtern und selbst ausderIndustrie zurück, so däß die fort-

!chreitendeGermanisirung ihr eigenesW erk ist. Uebrigensist nach

)en letzten Ereignissen kein dauernderFriede zwischen Polen Und

Deutschen möglich;düS Feuerglim mt unter der Asche, und ein

'leckerHauch kann es wieder anblasen. Umsonst weist Man uns

ms das Beispiel von Wallonen und Flamändern in Belgien hin.

ZnderTrennungliegtalleindasHeil. Die Polen haben hier

elbst ausgesprochen, daß siekeckePreußen seinwollen. Siewol-

en also von uns los, wie wir von ihnen; Frankfurt istdiehöchste

ZnstanzfürdieDemarkationslinie;dahinterliegtnurdasSchwert,

sticht die Vergangenheit, sondern das Bestehende, Lebende hat

stecht. DerpolnischeTheil sollja nicht durch eineMauer abge

irrt werden; aberbesser,daß em kleiner Landestheü der Heerd

on Unruhen wird, als dasganzeGroßherzogthum. DerRedner

lestPlacate aus deckMärz und April, in denen Haß gegen die

Mischengepredigtwird. v. Potw orow ski und v. Radonski

eben hierzu thatsächliche Berichtigungen, v. Lisiecki führt ein

)lacat an,in welchem diePolen ecke physisch und moralisch un-

rrgegangme Nation genanntwerden; eck Mitunterzeichner sei in

iiserVersammlung. Ein Abg.dLrRechtenerhebtsich, räumtdies

inUndistbereitdasPlacatzu vertreten. (Pfui! zur Linken)

D'Ester: DerganzenProvinz als solcheristdasVersprechen

ckerReorganisation gegeben. Erstden30.März war zuerstdie

ledtz von einerAbtrennung deutscherTheile,Zzud späterwürdedie

)emarcationslckie ickckkr engergezogen. DirsM m iAEm hat



durchaus ferne Befugnisse überschkittm, a ls es ganz a u f eigne
Faust, ohne uns zu fragen, Vorschläge nach F rank fu rt schickte, welche

später dort Eingang fanden. W as w ird dem westlichen Theile
Posens entzogen, wenn er nicht in das deutsche Reich aufgenom
men w ird? Die Publikation der Reichsgesetze, die Exekution durch

Reichstruppen. A n den Grundrechten, an der ganzen preußischen
Verfassung dagegen w ird er m it uns T heil haben. D e r östliche
Theil Posens w ird dagegen gar keine Verfassung haben, wenn er

abgetrennt wird, er w ird ganz in dem früheren Zustande Krakau's
sein. E in solcher kleiner Landestheil zwischen uns und unsrer ge
fährlichsten Grenze ist ein Unding. D ie P olen aus jenem Theile
sitzen hier unter u n s ; niemand hat bisher gegen ihre Anwesenheit

protestirt. D ie Regierung mußte augenblicklich eine Entscheidung
über diese Frage hervorrufen, wenn der geringste Z weifel sich er
gab. — D e r Redner schreibt den blutigen K on flikt zwischen D eut
schen und Polen in Posen der doppelzüngigen P olitik der Regie
rung sogleich in den ersten Tagen nach der Märzrevolution zu.

Das Ministerium stand im Widersprüche m it den Behörden der
Provinz. Es entstand sogleich S tr e it zwischen dem Oberpräsi
denten v. Beurmann und dem General v. Colomb. Eben so

wurde dann General v. W ill isen von den Ministern anders in-

struirt, als General v. C olo mb von Potsdam aus. Den 3. April
schrieb der General v. Neumannn aus Potsdam einen Briefan
den Kriegsminister v. R eyh e r, worin er diesem meldet, er habe
auf Allerhöchsten Befehl dem General v. C olo m b eröffnet, daß
er m it den mobilen Kolo nnen vorgehen und einschreiten solle, ob
gleich m it Vermeidung gallicischer Scenen. S o wurden von ver
schiedenen S telle n ganz verschiedene O rd res ausgegeben, und ge
wiß gingen deren manche hin und her, die w ir nrcht so wie drese
kennen. Der General zog die Potsdamer Befehle denen aus

Berlin vor. So kam es zu den blutigen Auftritten. Um künftig
solche Conflikte zu vermeiden, stelle man nur die ministerielle V e r
antwortlichkeit in ihrem ganzen Umfange her, welche, wie jenes
Aktenstück zeigt, am 3. A p ril noch nicht verwirklicht war. — Statt
aller besonderen nationalen Reorganisation bedarf es nur der vollen

Durchführung der Selbstregierung der Gemeinden u. Kreise. S o kommt

jede N ationalität von selbst zu ihrem Rechte. Ich stimme für dieVerhei
ßungen des 19. März auchan die Polen. (Bravo links). Die Frankfurter

Versammlung könnte uns eben so gut die Preßfreiheit wegdecretiren,
als au f bloßen einseitigen Vorschlag des Ministerium s Posen zer
schneiden. v. K u e pfer berichtigt in Betreff der von D'Ester be
haupteten ursprünglichen E inigkeit zwischen Deutschen und Pole n ,

daß er schon den 26. März hier eingetroffen sei, um auf Aufnahme
des Netzedistrikts in den deutschen B u nd anzutragen. S c h e e le fü r

den Commissionsantrag, v. B e r g für das Amendement von P h il
lip s : M it Unrecht ist die deutsche Frage hereingezogen. E s muß
über Posen ein V e rtra g zwischen Preußen und der deutschen Cen
tralgewalt geschlossen werden. Das deutsche Parlament war in sei
nem vollen Rechte, wenn es nach den gegebenen M ate ria lie n sich
über die Frage erklärte. D o n preußischer S e ite aber ist der V e r
trag, der zu schließen bleibt, nicht eher gültig, bis auch w ir unsre

Zustimmung ertheilen. M a n kann m F rankfurt nach genauerer
Kenntniß des Thatbestandes die M einung ändern. D a s Amende
ment Phillips greift der Zukunft hierin gar nicht vor; cs garantirt
dem Großherzoathum seine besonderen Rechte, es e nthält also nichts,
als was schon früher Ln Frankfurt beschlossen w a r, nämlich daß

jeder N a tio n a lität ihre freie Entwickelung gesichert wird. — D ie bis
herigen H andlungen in Posen zeigen ein Schwanken zwischen Ungewiß
heit und Perfidie, und dies scheint die Schuld gewisser Personen, welche
sich unsern Nachforschungen entziehen, so daß w o h l F ingerzeige da

sind, aber keine sichern Spure n. — Man hat ins Unklare hinein
von Reorganisation gesprochen, man hat zuerst die Revolutionirung
unsrer östlichen Grenzen begünstigt. Späte r ging man aus Furcht
davon wieder ab, obwohl sich auch dann noch die Aeußerung fin 
det: der abzutrennende Theil bleibe immer noch größer als B ra un
schweig und groß genug, um im F alle der N oth einer polnischen
Erhebung gegen Rußland einen A nhalt zu bieten. — Hätte die

Regierung seit 1815 die polnische N atio n a litä t geachtet und eben
so die freie Entwickelung Deutschlands gefördert, so hätten w ir
Posen seitdem moralisch erobert, während w i r es jetzt n u r gefangen
haben. W ir wollen, was zur Einheit Deutschlands nöthig ist, w ir
wollen erklären, daß wir uns dem Frankfurter Parlamente unter
werfen, aber vor Allem haben wir den Polen ihre Nationalität
zu sichern, die Demarkationslinie mag nun gezogen werden, oder
nicht. Ach wundre mich über den E ife r, welchen heute die rechte
Seite für die deutsche Einheit zeigt; ich begrüße dieß als ein Zei
chen, daß dieselbe nicht mehr von den Vertretern einzelner Länder

gefährdet werden w ird . Abe r nehmen S ie nicht blos Beschlüsse aus

Frankfurt an, welche Ih re r Ansicht entgegenkommen. Minister Eich
m a n n leugnet, daßdieAufnahmedeutscher Kresse desGroßberzogthums
m das deutsche Reich n u r eine provisorische sei. Vielm eh r habe
schon der hierin v ö llig kompetente Bundestag hierüber definitiv be
schlossen, und jetzt bleibe nu r noch die nähere Bestimmung de rD e -

markatwnslmre vorbehalten. D ie Regierung habe schon früher

über Posen f f r M s e r Versammlung Erklärungen gegeben, welche
- MalskeWMdEWK gefunden.

Gr. Cieszkow ski, als faktische Berichtigung: Die Einverlei
bung emes T heils des Großherzogthums Posen in den deutschen
Kund :st zwar allerdings auf Antrag der diesseitigen Regierung in
F ran k fu rt beschlossen worden, allein über d e en Gesevstand haben
nicht bloß die Frankfurter und die hiesige Ber.a .r.m>u.:5 .u -

.

"
- an

der zu pacisciren, sondern auch die Einwohner des Großyerzoa-
thums, und die Mächte, welche an den Wiener Verträgen Theil

genommen, sind zuzuziehen. E s w ird dabei Rücksicht genommen
werden müssen auf den Protest vom 9. J u ni durch einer
westliche Macht, und auf die Erklärung einer östlichen Macht,
wonach dieselbe m it der deutschen Centralgewalt so lange
m freundlicher Beziehung bleiben w ill, als diese ihre H err
schaft nrcht mit G e w a lt über die bisherigen Grenzen aus
zudehnen sucht Ueber alles dies sollte der M in iste r des

Auswärtigen uns aufklären. — Der Minister des Aus
w ärtigen: Die Beschlüsse vom 2. Mai waren nur eine Ueber-
einkmsst zwischen den Regierungen des Bundestags. D ie späteren
Verhandlungen der Frankfurter Versammlung über ihre Bestäti-

gung erfcllgten auf Grund der von den Provinziallandtagen ge
machten Antrage und sonstiger vielfacher Petitionen. D ie Wiener

Vertrage garantrren dem Großherthum Posen keineswegs territo
riale Selbstständigkeit, sondern verordnen nur, daß es an den K ö
nig von Preußen so zurückfallen solle, wie er es vorher besessen,
also lediglich als eme Provinz. D ie bei Besitznahme der Provinz
erlassene Ansprache ist offenbar n u r an die P ole n gerichtet, und
handelt nur von nationalen Verhältnissen der Einwohne^, nicht
von Territorialverhältniffen. Endlich zeugt auch der Umstand, daß
e nige Kreise des Großherzogthums zu administrativen Zwecken da
von abgetrennt werden konnten, d afü r, daß Posen nichts An
deres sst, als eine Provinz. — Wachsmuth berichtigt fak
tisch: Das Phillipssche Amendement wolle nicht nur, wie v.

B e r g zu meinen scheine, nationale Rechte, sondern auch territo-
riale den Bewohnern Posens gewähren, nur so rechtfertige sich auch
seine Stellung zu Artikel 1. Er, der Rednner, habe dies bemer
ken müssen, w e il er und seine Freunde deshalb gegen das Amen
dement stimmen würden. — D 'E s te r berichtigt faktisch: Die erst

im J u n i bestimmte D em arkationslinie habe selbstredend nicht, wre

der Minister des Auswärtigen behauptet, bei den Frankfurter Be
schlüssen vom Ap ril und M a i zu Grunde gelegt werden können

Der M iniste r des Auswärtigen: Meine Stellung beim

Bundestage hat mir von diesen Verhältnissen die genaueste Kennt
e s t verschafft. A m 22. A p ril beantragte ich, einem erhaltenen A uf
träge gemäß, die Aufnahme mehrerer Posener Kreise m it einer G e -

sammtzahl von, wie ich glaube, 390 ,000 Einwohnern in den deut
schen Bund. Der Antrag wurde einstimmig angenommen. ^Einige
Tage später, am 2. M ai, erhielt ich den Auftrag, die Aufnahme

noch eines kleineren Theils m it etwa 270,000 Einwohnern
zu beantragen, und auch dieß geschah mit Erfolg. Damals war

aber bereits eine vorläufige Demarkationslinie gezogen, die im J u ni
nur noch näher festgestellt wurde. v. L isiecki, als faktische Be
richtigung : Die Angaben des Ministers des Auswärtigen enthalten
zwei Unrichtigkeiten. Einmal hat auf dem Posener Provinzial-

Landtage nur eine Minorität von 9 Stimmen gegen 17 für die

Einverleibung sich erklärt, dann aber waren auch mehr als 100,000
Petenten dagegen, und dieser Petitionen ist nicht Erwähnung ge
schehen. Der Minister des Auswärtigen entgegnet, er habe
von Posen und Westpreußen gesprochen, und der P rovinzial-Land-

tag der letztgenannten Provinz habe fü r die Einverleibung sich
erklärt. G r. Cieszkowski als faktische Berichtigung: Es ist
bereits erwähnt, daß der Posener Provinzial-Landtag grade das

Entgegengesetzte von dem beantragt hat, was der H e rr M inister

behauptete, er nahm aber Rücksicht auf die Minorität, was der

Westpreußische Landtag nicht that. Uebrigens h at die Arntzsche
Rede bereits gezeigt, daß es sehr zweifelhaft ist, ob die Wiener

Verträge nicht dem Großherzogthum Selbstständigkeit garantiren,
und m einem so zweifelhaften Falle wäre es wohl besser, das
Größere zu gewähren. — Bauer (Krotoszyn) berichtigt faktisch:
Wenn in Posen Deutsch gleichbedeutend sei m it Evangelisch, und
Katholisch gleichbedeutend m it Polnisch, so sei das die Folge der

Corruption und des Parteihaffes, nicht aber die Schuld der Re
gierung, welche fü r die Katholiken Kirchen und Schulen gebaut
habe. Som mer f ü r den Abtheilungsbericht: Die Verträge von

1815 gewähren Posen kein Recht a u f selbstständige Verfassung, auch
sind sie aufgehoben H ie r kommt es nur a u f die Verhältnisse seit
dem März an. Die Cabinetsordre vom 24. März war zu weit

gegangen, m an h at die verderblichen Folgen später durch die bean
tragte Aufnahme in den deutschen B und zu beseitigen gesucht. Am

empfehlenswerthesten ist das Amendement Auers w ald, nach ih m

der Entw urf. D a s konfessionelle Element ist auf bedauerliche
Weise hineingemischt worden. Ic h bin guter K atholik, und räume

Niemandem in diesem S a ale das Recht ein, ein besserer zu sein,
aber ich bin der M einung, daß man nicht ans Fehler der Regie
rung zurückgehe, die in den letzten Jabre n nicht mehr stattgefun
den haben. (Bravo.)

Hierauf wird der von Peltzer beantragte S c h lu ß unterstützt.

Peltzex f ü r denselben, w e il der Gegenstand erschöpft s e i .

—



Scholz (Meseritz) dagegen. Die Debatte begmne zwar berKs

langweilig zu werden, doch würde man, wenn sie jetzt durch den
Sch lu ß abgeschnitten würde, jede andere Gelegenheit benützen,
um sie wieder aufzunehmen, wie w ir ja sogar bei der Diskussion

Aber die Bürgerwehr gesehen haben, daß man historische Notizen
a u s der polnischen Geschichte Schlesiens hmeinmische. ( R u f : ge-
Zen den Schluß! Der Präsident erinnert den Redner, daß er

nur gegen den Schluß zu sprechen habe ). Auch w ir Deutsche

des Großberzogthums müssen unsere Beschwerden noch weiter
eröckrn können. (R uf: Nicht ablesen!) Der Redner ent
gegnet, indem er das in seiner Hand befindliche Papier der

Versammlung hinreicht: Wollen S ie dieß lesen, das ist keine
Rede!" Dann fährt er fortt: Es ist ferner noch zu erör
tern, wie zum Beispiel in B etreff der Censur die polnische
Lite ra tu r besser gestellt w ar, als die deutsche, da bei jener
besondere polnische Censoren sie freisinniger ausübten. Es
muß auch erörtert werden, woher es kommt, daß die in

der Nähe der Polen wohnenden Deutschen keine Sympathien für
sie haben. (D a der Redner immer wieder in das in seiner Hand
befindliche P apie r steht, entsteht wiederholt Lärm und Gelächter.)
M an hat an Ladislaus Tarnowski erinnert, aber jetzt giebt es un
ter den Polen keine Tarnowsküs mehr. (Der Lärm wird immer

größer, man macht wiederholt geltend, daß der Redner nur gegen
den Schluß zu sprechen habe, und Dieser muß endlich die Tribune

verlassen.) — Heyne als faktische Berichtigung: In der Cabi-
netsordre vom 24. M ärz war des Netzdistricts keine Erwähnung
geschehen, und in der dem General v. Willisen ertheilten I n 
struction vom 3. A p ril hieß es ausdrücklich, die Reorganisation
solle m it Berücksichtigung der N ationalitäten 'erfolgen. Ic h selbst

begab mich damals nach Posen, und der General v. Willisen er
klärte m ir am 5. A pril, daß die Königliche Cabinetsordre sich nicht
a u f den Netzdistrict beziehe, dieser vielmehr bei Westpreu
ßen bleiben solle. D ies und die Cabinetsordre vom 14ten
A p ril beruhigte die aufgeregten Gem üther, sonst hätten die
Einwohner des Distrikts mit bewaffneter Hand eine Los
trennung bewirkt. D e r Culmer und Michelausche K reis wurde

allerdings 1466 an Polen abgetreten, aber schon 1474 als
besondere P ro v in z behandelt. D e r Netzdiftrikt gehörte ursprünglich
au Pomerellen und w ar ächt deutsch. Bekanntlich waren die deut
schen R itte r durch Conrad von Masovien ins Land gerufen, sie
brachten dorthin deutsche C ultur, und die Reorganisation w ird da
her a u f diese Distrikte nicht auszudehnen sein. Endlich muß ich
noch die deutschen Beamten gegen die vielfachen A ngriffe in Schutz

nehmen, die ste keineswegs verdienen, v ielm eh r schützten sie sogar
in vielen Fällen die Polen gegen das aufgebrachte Volk. — Ka
lis k i berichtigt faktisch: Auch sein Wahlkreis, der Jnowraclawer,
gehöre zum Netzdistrikt. Der General v. W illisen habe dorthin
einen C o m m iffa riu s schicken gew ollt, allein nicht eigentliche Deutsche,
sondern sogenannte Netzbrücher hätten es zu verhindern gewußt. —

G e ß le r bemerkt faktisch: in einer von 56 Wahlmännern seines
Kreis es unterzeichneten Addreffe werde schleunig? Feststellung der
Demarkationslinie gewünscht. — K aliski bemerkt dagegen: be
reits im A p ril sei m it 32,000 Unterschriften dagegen protestirt
worden, jetzt geschehe dasselbe in einer m it 24,000 Unterschriften
bedeckten P etitio n .

Hierauf wird der Schluß mit 185 gegen 149 Stimmen an
genommen. — Berichterstatter L üd ick e ist gegen alle Amende
ments, w eil man nur die bestehenden Zustände ins Auge zu fassen

habe, und namentlich das Phillr'ppssche Amendement hier nicht an

der rechten S telle sei. — G eß le r nimmt sodann sein Amende
ment zurück, indem er dem v. Auerswald'schen sich anschließt.

Zur Abstimmung kömmt zunächstdasAmendement v.Au ers-

w a ld 's . Es lautet: „D ie hohe Versammlung wolle beschließen,
in dem Art. 1. statt der Worte: „„in ihrem gegenwärtigen Um
fange'" die Worte: „„so weit ste zu Deutschland gehören"" auf
zunehmen," — und wird verworfen. — Darauf folgt Artikel 1

des Commissionsentwurfs lautend: „A lle Landestheile der M onar
chie in ihrem gegenwärtigen Umfange bilden das preußische S ta a ts 
gebiet." — Wird angenommen. — Sodann wird über das
BrodowSkische Zusatz-Amendement abgestimmt. Es lautet:

„ D a s Großherzogthum Posen, als ein durch die Wiener Congreß-
Akte vom 9. J u n i 1815 vom ehemaligen Herzogthum Warschau

abgegrenzter und m it der preußischen Krone vereinigter polnischer
Landestheil, erhält dieselben in gegenwärtiger Verfassungs-Urkunde
enthaltenen konstitutionellen Rechte als G rundlage seiner nationa
len In stitutio n en , welche ihm sowohl durch jenen staatsrechtlichen

Vertrag, als auch durch die Königlichen Verheißungen von 1815
und durch die Cabinets-Orbre vom 24. März d. I . zugesichert
worden sind. Wird verworfen.

Darauf folgt die Abstimmung über das Phillips'sche Zusatz-

Amendement, welches lautet: „D e n Bewohnern des Großherzog
thums Posen werden die ihnen bei der Verbindung des Großher
zogthums Posen m it dem Preußischen S ta a t eingeräumten
besondern Rechte gewährleistet. E i n gleichzeitig m it dieser

Verfassungs-Urkunde zu erlassendes organisches Gesetz w ird diese
Rechte näher festsetzen." — Die Zählung ergiebt 177 Stimmen

fcafur, 174 dagegen, und tn Folge dessen beantragen die Aba. G e ß 
ler, B rr!l, Heyne, Petersen und Peltzer namentliche Ab
stimmung. Ber dieser stimmten unter Andern mit Ja : B e re ut S.

Jung, Waldeck,Arntz, Borchardt, Behnfch, v. Berg,
BriU, Brodowskr, Broich, Bücher, Gr. CieszkowSkL

DEster, Dierschke, Dörk, Elsner, Esser, Glad
bach, G rafs (Trier), Grebel, Krackrügge, von Kirch-

man, Kyll, von Lisiecki, von Lipskr, Mätze, Rees
von Esenbeck, Otto (Trier), Pax, Pinoff, von Po-

krzywnikl, v. Potworowski, v. Radonski, Ränt'sch,
Gr. Rerchenbach Richtr (Bereut), Riel, Rodbertus,
Riedel^(Pyrch), Schaffraneck, Schell, Scholz (Bunz-
lau), Schornbaum, Schramm, Schulze (Delitzsch),
Schultze (Wanzleben),Stein, Szumann, Taczanowski,
Lerchmann, Temme, Treiber, Weichsel, von ßoU

~ Unter den m it N e in Stimmenden befanden
sich: Bornemann, Dielitz, Duncker, Jonas (Berlin),
Marker, v. Auers wald (Frankfurt), Bauer (Krotoszyn),
Baumstark Bredt, Dane, v. Daniels, Evelt, Fretz-

dorf, Geßler, Grabow, Groddeck, Haase, Harkort,
Haugh,Heyne, Jonas (Potsdam), Kette, Kühlwetter,
Kupfer, v. Kleist, Marezynowskr, v. Meusebachs

Milde, Moritz, M üller (Brieg), Müller (Siegkrerch,
Neuenburg, Niemeyer, Pieper, Riedel (Nieder-Bar-
mm), Seeger, Scholz (Meseritz), Tamnan, v. Unruh,
Wachsmuth, Walter, Zweiffel. — Unter den Feh
lenden waren: Jacoby, Sydow, v. Auerswald (Ro-
senberg), Bauerband, v. Brünneck, Grerke, Hanow,
HarassoWitz, Hesse (Saarbrücken), Hesse (Solingen), H il
denhagen, Rösch, v. Loö, Otto (Liegnitz), P arrisius,

llhlrch. — Zwei Abgeordenrte (Packeise*
und S t ill e r ) enthielten sich der Abstimmung.

Nachdem die Bekanntmachung des R esu ltats ber Abstimmung
mehrmals von der Linken verlangt worden, giebt es der P r ä s i
dent dahin an, daß das Amendement mit 164 gegen 157 Stim
men v erw orfen sei, wobei 79 Abgeordnete gefehlt hatten. — v.Berg
als factische Berichtigung: Als Beweis, wie es bei dieser Abstim
mung zugegangen, mag dienen, daß der Abg. Riebe, welcher beim N a 
mensaufruf mit J a gestimmt, während des Stimmzählens durch
dre Sekretäre m it einem Deutsch-Posener Abgeordneten a u f das
Bureau gekommen ist, und erklärt hat, er wolle feine Abstimmung
m Nein umändern. Ein Schriftführer bestätigt dieß mitdem

Bemerken, daß es jebem Abgeordneten freistehe bis zur Bekannt
machung des Resultats seine Stim m e zurückzunehmen. S ch riftführe r

P lö n n ie s erklärt: die Schriftführer könnten nur aufnehmen, was

ihnen gefaßt werde, ohne über dieZulässigkeit zu urtheilen. R ie b e meint:
chm sei die ganze Sache unerkiärbar gewesen, er habe daher von

Collegen sich aufklaren lassen und damach sein V o tu m abgeändert.
”

Der P rä side nt spricht seine Meinung dahin aus, daß nur

das zuerst abgegebene V o t u m gelten könne. — o. Liste cki will
hierauf den Hergang dieses Vorfalls erzählen, allein der P rä 
s id e n t duldet es nicht, w eil er bereits entschieden habe, und
v. Lisreckl bemerkt darauf nur noch, daß der als Ab
geordneter noch n.cht legitimirte Minister - Präsident mrtge-
silm mt habe. - Der P räsident entgeanetr der Minister-
Präsident habe erklärt, daß ihm bereits seine W a h l angezeigt

Uttb er sie angenommen habe, und demzufolge sei e r.

ww rn ähnlichen Fällen immer geschehen, vorbehaltlich der W a hl-

prufung, zur Abstimmung zugelassen worden. — von Zol^

bemerft unter allgemeiner Unruhe, daß kein pol
nischer Abgeordneter zum W o r te gekommen sei, obgleich sie
sich schon Donnerstag hätten einschreiben lassen. — SchramM
zur Geschäftsordnung: M a n hat m it der Bekanntmachung des Re
sultats absichtlich so lange gezögert, um noch V iele nachträglich ab
stemmen zu lassen. (Großer Lärm. R uf zur Ordnung.) Der
Präside nt bezeichnet diesen dem Bureau gemachten Vorwurf als

ordnungswidrig. — G eß le r berichtigt faktisch, daß auch 5Posener
Deutschen das W o r t abgeschnitten worden. — Behnfch zur Ge-

schäftsordnung: D ie über die Riebesche Abstimmung getroffene
Entscheidung möge mcht als Präcedenzfall gelten, vielm ehr
könne nur dre erste Abstimmung, als eigentlich beim N a
mensaufruf geschehen, Wirksamkeit haben. — Der Präsident
bemerkt darauf, er habe ja grade so entschieden. H e y n e bemerkt
faktisch: auch er sei nicht zu W o rte gekommen; übrigens aber

hatten schon früher Abgeordnete vor Prüfung ihrer Legiti
m a tio n mitgestkmmt. — S c h u lz e (Delitzsch), als thatsächliche

Berichtigung : Es handelt sich hierum ein wichtiges Prinzip. Allerdings
hat man mcht immer die Wahlprüfung abgewartet, ehe man

emen Abgeordneten stimmen ließ, aber m an verlangte irgend eine

Legitimation, als welche die bloße persönliche Vorstellung Nicht

genügt. D ie Stimm e des Minister-Präsidenten kaun daher nicht

gelten. (Bravo links.) .

— Der Präsident bemerkt dage
gen, daß dre frühere P ra xis eben so entschieden habe, wie
er v orhin gethan, zugleich macht er aber bekannt, daß die
Schriftführer sich verrechnet, und daß 172 mit Ja, 173 mit
N e m gestimmt hätten, daß also, wenn man die erste Riebe'sche



Abstimmung gelten lasse, d'e StEmmm a u f beiden Seiten gleich
feien. D ie Linke widerspricht, indsm sie bemerkt, daß die Riebesche

S tim m e von den verneinenden zu den bejahenden übertrete, daß
also 173 mit J a und nur 172 m itNein gestimmt hätten, was.hieraufauch
der P rä siden t anerkennt.— O tto (Trier) zur Geschäftsordnung:
D a r eben vorgekommeneBeispiel erfordert dringend, daß dieZählun
gen künftig anders vorgenommen werdxv, und daß man einen verei
deten Calculator zuziehn, der rechnen kann! (Bravo links, Lärm

rechts.) v. D a n ie ls : Ich habe nur die zweite Stimmliste ge
fü h rt, nicht gerechnet, allein ich habe gesehen, daß es nicht möglich
ist, das Resultat schnell und richtig zu finden, wenn das Bureau
wie heut, von Neugierigen belagert wird, unter welchen namentlich
auch der Herr O tto war. (Bravo rechts.) Schramm besteigt
die Tribune, es entsteht großer Lärm, das Centrum steht auf, um

denSaalzuverlassen— S chram nnJch werdekeine solcheBemerkung
machen, wie sie zu erw arten scheinen, weder eine faktische, noch
eine persönliche, noch zur^Geschästsordnung, noch eine, die m ir einen

Ordnungsruf zuziehen wird, denn ich weiß immer recht.gut vorher,
wenn ich zur Ordnung gerufen werde. A llein derselbe V o rfall
wie heut ist auch beim S t ein scheu Antrag vorgekommen; w ir

müssen daher einen andern Modus rer Zählung anwenden,
denn bei solchen Zögerungen seien Sto ru ng e n unvermeidlich.
— von Daniels stellt hierauf den Antrag: „Die hohe

Versammlung möge entscheiden, öb die E rklärung des Abgeordneten
Riebe, daß er m it Nein stimme, gelte oder nicht." — Geßler

beantragt: „D ie Hohe Versammlung wolle beschließen, daß der

Abgeordnete Riebe w o hl das Recht gehabt habe, seine Abstimmung
zu ändern." — Der P räsident erklärt: er werde beide Anträge
«U die Prioritätskom mission verweisen, ihm aber erscheine es recht
und billig , daß wenn ein Abgeordneter nach einer Viertel
stunde umgestimmt w ord e n, dessen zweite Abstimmung nicht

gelten könne. (Bravo links.) — v. Meusebach zur Geschäfts
ordnung. E r verlangt sofortige Entscheidung, indem er sich a u f ei
nen Präcedenzfall beruft, in welchem über die Zulässigkeit eines

Antrags a u f namentliche Abstimmung auch gleich entschieden, und die

Verweisung an die Prioritätskommission abgeschlagen worden sei. Die

Geschäftsordnung enthalte hier eine Lücke, und der Präsident HÄe in
seiner Ans icht gewechselt. — Der P räside nt entgegnet: er hab<von

Hause aus so entschieden wie tztzt, und auchdem Abg. B ehn sc h ge
genüber dasselbeerklärt. E r bleibe bei seiner M einu ng stehen, zumal der

Abg. R ie b e sich nicht etwa bloß versprochen habe, sondern nach
tzin er eigenen Aeußerung inzwischen anders überzeugt worden sei.
D ie Anträge werden an die Pnoritätscomm isston gewiesen werden.
Die Abstimmung über das R i chtersche Amendement wird bis zum

Donnerstag vertagt.
Schluß der Sitzung 3^ Uhr. — Nächste Sitzung: Dienstag

dm Ästen, Vormittags 9 Uhr.
________________ ______

VonG ottes Gnaden
soll also fortan der König nicht mehr sein! und denjenigen, die es

dahin gebracht haben, daß diese von den K a ro lin g e rn herstammende

Benennung unserer Fürsten soll gestrichen werden, kann nicht ein
mal der Spruch zu Gute kommen: „sie wissen nicht was sie thun".
Es ist ihnen genugsam gesagt, was sie beginnen: aber vergeblich;
das alte gute W o rt mußte lebendig begraben werden, a ls veraltet,
mystisch, feudalistisch, unbedeutend oder m ißdeu tig. M i t rohen,
frechen W orten ward es angegriffen; denn es giebt keme herlrge
Wortschen, bald überhaupt nichts Heiliges mehr; und so wird man

leider auch zum Widerwärtigen genöthigt, indem man darauf ant
wortet. — Fassen w ir hier zusammen, was jenes tiefe alte W ort

w a hrhaft und noch lebendig bedeutet. D aß man es mißdeuten

kann, hat es m it so vielen Bibelsprüchen gemein, die man folglich
auch ausftrerchen müßte. „ Von Gottes Gnaden" ist kein stolzes
anmaßendes W o r t des Fürsten, sondern ein christlich- dem üthiges.
W ie selbst der S ta tth alte r Christi, der Kirchenfürst sich den Knecht
der Knechte G ottes nennt, so ist jeder Mensch, und wenn er auch
der Höchste wäre und das Beste gethan hätte, doch nur ein un
nützer Knecht, der m it a llm seinen Werken bei feinem H e rrn nichts
verdient und verdienen kann, und der nur durch die Gnade Gottes,
der Herz und Nieren prüft und Treue und Liebe des Herzens selbst
im tiefsten Verderben erkennt, a u f Versöhnung und S eligkeit hoffen
darf. Wenn dieses nun auch die auf den Höhen der Menschheit
Stehenden bekennen, so ist das doch wohl die tefste Demuth, und die

stete M ahnung daran eben sussolcher Höhe um so heilsamer. Zugleich
erinnert dieses W o r t die Fürsten, daß sie, die aus Erden keinen
Richter haben und haben sollen, und keinem Menschen verantwortlich

sind, eine desto schwerere Deranwortung vor G ott haben. Dann
bekennt dieses W ort auch, daß, wie uns Allen hier auf Erden al
les von unserm H e rrn verliehen w ird , zum zeitlichen würdigen
Gebrauch, so auch Land und Leute zur rechten Regierung dem
Fürsten gegeben sind, der eben so v o n diesem höchsten Lehns
herrn abhängt, wie jeder andere begabte und begnadigte. Und
endlich ist hier „von Gottes Gnaden" ein Ausdruck, daß Gott
durch sinne unerforschliche Fügung der G eb u rt die Erbfolge
be stiM M W M bürgerlichen Leben, so vor allem bedeutsam im

F ijM n M m m k/M «ns noch bestimmter durch die männliche Erst

geburt: eme Erbfolge, welche fü r das Volk, fü r Land und Leutz
eben als göttliche Fügung viel höhere Sicherheit und Zuversicht

gewährt, als jede andre menschliche Einrichtung. I n einer solchen

Fürstenfolge offenbart sich eben vor allem die Gnade G ottes; und
da haben w ir es freudig zu erkennen Und demüthig Gott dafür zu

danken, daß er unser Vaterland durch den uralte« Hvhenzollern-
stamm v o r allen so reich gesegnet und so hoch begnadigt hät. —

B e i diesem allen w ird freilich vorausgesetzt, daß Erbrecht, erbli
ches Eigenthum, erbliches Königthum, Christenthum, ja Glaube an

G ott überhaupt noch etwas gelten. Denn man ist hierin schon aus

dem besten Wege, da der Staat und dieSchule nicht mehr mit der
Kirche und dem Christenglauben überhaupt, welcher doch allein der

ewige Ankergrund der Sittlichkeit des Menschen und des Staates

sind, in der alten geheiligten Ehe verbleiben sollen. S o würde
denn allerdings der in diesen trostlosen Tagen o ft mahnende Spruch
sich bewähren:

„Ach, diese Zeit hat Glauben nicht, nicht Liebe:
Wo wäre denn die Hoffnung, die ihr bliebe?

A m 15ten Oktober.
____________

o. d. H .
________

Posem 2^. Oktober. (Privatmitth.) In einer gestern aber
m als zusammenberufenen außerordentlichen Volksversammlung iS

folgende, morgen abzusendende Berufung an das Frankfurter Par-
^m ent einstimmig beschlvssenworden: „Hohe Versammlung! -

Nachdem der Beschluß vom 27. J u li , durch welchen der deutsche
T he il Posens m Deutschland aufgenommen wurde, die höchster
Wünsche alle r Deutschen befriedigt hatte, indem er sie fü r all«
Zukunft mit ihrem Volke und Vaterlande vereinigte und ihnen da
m it das unantastbare Recht ihrer N atio n a lität feierlichst gewähr
leistete, glaubten sie eine sichere G rundlage erlangt zu haben, vor

der sie fortan nicht wieder verdrängt werden könnten. Die An
nahme des ersten Paragraphen des Verfassungs - Entwurfes und
des Phillipschen Amendements in der Berliner Nationaler-

sammlung, hat diese, unsere wohlbegründete Zuversicht au fs TLefsti
erschüttert und von Neuem suchen w ir bei den Vertretern de4
deutschen Volkes m it um so größeren Vertrauen Schutz, als durch

jene B erlin e r Beschlüsse die Aufrechthaltung einer hohen deutscher
National - Versammlung nicht minder in Frage gestellt wird als
unsere heiligsten Rechte. Der Beschluß der Berliner National-
Versamm lung steht im Widerspruch m it dem Beschlusse einer deut
schen National-Versammlung vom 27. J uli, so wie mit dem erster..

Artikel des deutschen Verfassungs-Entwurfes. W ir lege n des
halb hiermit aufs Feierlichste bei einer Hohen Ver
sammlung Protest gegen denselben ein und verwah
ren uns gegen alle und jede Folgerungen, die daraus

gezog-en werden könnten. W ir fühlen uns hierzu befugt
und verpflichtet, nachdem eine Hohe Versammlung am 27. M a i

beschlossen hat, daß „ „ a lle Bestimmungen einzelner deutscher V e r 
fassungen, welche m it dem von ih r zu gründenden Verfaffungswerke
nicht übereinstimmen, n u r nach Maaßgabe der letzteren als

gültig zu betrachten sind." " Hierauf fußend, sprechen w ir jenen
Beschlüssen der Berliner Nations-Versammlung jede Gützgkeit ab.
Ind e m w ir uns bewußt find, die Ueberzeugung aller Deutschen dieses
Landes ausgesprochen zu haben, welche sämmtlich die Nachricht vv n

den neuesten B e r l i n e r Beschlüssen m it der heftigsten und gerechte
sten Entrüstung e rfü llt hat, ersuchen w ir eine Hohe Versammlung
m it der ganzen Dringlichkeit, welche dieGröße der G efahr unseren

Bitten ertheilt: Eine Hohe Versammlung wolle die schleunigste
Ausführung des Beschlusses vom 27. J u li, also die sofortige Zie
hung der Demarkations-Linie und damit die durchgreifende Tren
nung des deutschen vom polnischen Theile der Provinz Posen mit

möglichster Entschiedenheit herbeiführen. Posen, 27. Okt. 1848.
Das deutsche Central-Comite." W ir bemerken hierzu noch, daß
die Aufregung unserer deutschen ^Bevölkerung des Großherzogthums

den NetzdistrE hat unterm Oktober nachstehenden A u fr u f
einer Volks-Versammlung in Bromberg am 5. November d. I . ,

Nachmittags 2 Uhr, erlassen: „ D ie jüngsten Beschlüsse der B e r li
ner konstituirenden Versammlung vom 23. und 23. Oktober haben
aufs Neue Alles in Frage gestellt, was w ir durch lange, gefahr
volle Kampfe, durch schwere O pfe r f ü r unsere heiligsten Interessen,
für Deutsche Cultur und Nationalität in dieser Provinz erreicht zu

haben glaubten; jene Beschlüsse bedrohen uns m it der Schmach,
den Umtrieben der Polen zu unterliegen und unserer Rechte, die
w ir durch den Beschluß der Frankfurter Nationalversammlung ver
bürgt glaubten, wieder beraubt zu werden. D a rum erhebet "Euch,
Deutsche B rüder, rüstet Euch wieder m it dem Geist und M u th des
ächten Deutschen Patriotismus, wie in den Tagen des Marz, April
und M ai, bedenket, daß Ih r für Eure Sicherheit, für Eigenthum,
für Eure Familren und Alles, was Euch heilig ist, streitet! Fin
det Euch daher recht zahlreich ein bei der Volksversammlung, die
am 5. November c., Nachmittags 2 Uhr, hier in Bromöerg abge
halten werden s o ll; stärket durch lebendige Theilnahm e die B e 
schlüsse, die hier gefaßt werden sollen und die sich a u f folgende
Punkts beziehen werden: 1) Unsers Vereinigung m L Deutschland,
wie sie durch dieFrankfurter NMugloersammlung beschlossen wor
den, mutz unter allen Umständen aufrecht erhalten werden. 2) Es

U L^ruderung unter den Deutschen begründet werden, um

der Polnischen L iga , sofern sie den Deutschen
nachtherlm zu werden drohen, entgegenzutreten. E s ist dringend

daß auch dre ländliche Bevölkerung sich zahlreich eiü-

!ertrewn^lImb^ ^mcmden aber mögen durch Vollmachten sich
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